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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Dritte Amtszeit für Erdoğan 
WAHLEN IN DER TÜRKEI  

Es kam wie erwartet: Mit einem Rekorder-

gebnis sicherten sich Premierminister Recep 

Tayyip Erdoğan und seine islamisch-

konservative Gerechtigkeits- und Entwick-

lungspartei (AKP) bei den Parlamentswahlen 

am 12. Juni 2011 zum dritten Mal in Folge 

die Alleinregierung in der Türkei. Dabei hat 

es die AKP geschafft, ihr überragendes 

Wahlergebnis von 2007 (46,5%) nochmals 

um 3 Prozentpunkte zu steigern und sich 

unangefochten als stärkste politische Kraft 

im Lande zu etablieren. Fast jeder zweite 

Türke stimmte für die seit 2002 regierende 

Partei, soviel wie für alle Oppositionspartei-

en zusammengerechnet. 

Die laizistische Republikanische Volkspartei 

(CHP) mit ihrem neuen Vorsitzenden Kemal 

Kılıçdaroğlu als stärkstem Herausforderer 

Erdoğans kam nur auf 25,9 % der Stimmen. 

Dies ist zwar ein Zuwachs von 5 % gegen-

über 2007 (20,9%) und beschert der CHP 

135 Sitze in der Großen Nationalversamm-

lung (2007 waren es nur 112 Sitze), den-

noch blieb die Partei des Republikgründers 

Atatürk deutlich hinter den Erwartungen zu-

rück. Meinungsumfragen sagten ihr noch 

einige Tage vor den Wahlen bis zu 30 % der 

Stimmen voraus. 

Als dritte Partei zieht die Nationalistische 

Aktionspartei (MHP) mit 53 Abgeordneten 

ins türkische Parlament ein. Sie erhielt 12,9 

% der Wählerstimmen und überschritt somit 

die im türkischen Wahlsystem geltende 

Hürde von 10 Prozent komfortabel. Noch 

wenige Wochen vor den Wahlen wurde die 

MHP durch eine Reihe von kompromittie-

renden Sexvideos erschüttert, die Unbe-

kannte ins Internet stellten. Die Affäre führ-

te zum Rücktritt von zehn führenden MHP-

Politikern und zu einer parteiinternen Krise. 

Einige Umfragen sahen die MHP danach be-

reits unter die Zehnprozenthürde rutschen. 

Hätte die MHP den Einzug ins Parlament 

nicht geschafft, wäre eine Zweidrittelmehr-

heit für die AKP nicht auszuschließen gewe-

sen. 

Des Weiteren werden im neuen Parlament 

36 Abgeordnete vertreten sein, die als un-

abhängige Kandidaten bei den Wahlen an-

getreten sind. Sie wurden von der prokurdi-

schen Partei für Frieden und Demokratie 

(BDP) unterstützt, die selbst keine Chance 

hatte, über die Zehnprozenthürde zu kom-

men. Die BDP ist Nachfolgepartei der 2009 

verbotenen DTP (Partei der demokratischen 

Gesellschaft), die bei den Wahlen von 2007 

mit 20 Sitzen Fraktionsstärke erreichte. Mit 

36 Abgeordneten wird die BDP die kurdi-

schen Interessen wirksam vertreten kön-

nen.  

Laut vorläufigem Ergebnis werden im Par-

lament 78 Frauen vertreten sein, ein erfreu-

licher Anstieg gegenüber dem bisherigen 

Stand (48). Erstmals seit 50 Jahren wird in 

die Große Nationalversammlung auch ein 

christlicher Abgeordneter einziehen: Der 

Aramäer Erol Dora, der als unabhängiger 

Kandidat in der Provinz Mardin gewählt 

wurde. 

 

Zu den Wahlen waren mehr als 51 Millionen 

registrierte Wähler aufgerufen. Die Wahlbe-

teiligung lag nach vorläufigen Angaben bei 

87 Prozent und damit noch höher als vor 

vier Jahren (84,5%). Um die Wählerstim-

men bewarben sich 15 politische Parteien 

und 203 unabhängige Kandidaten. 

Das Wahlergebnis bedeutet für Erdoğan und 

seine Partei eine klare politische Bestäti-
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gung. Gleichwohl kann die AKP mit ihrem 

Erfolg nicht ganz zufrieden sein. Denn trotz 

des deutlichem Stimmenzuwachs wird sie 

im Parlament über weniger Sitze verfügen 

als bisher: Die Zahl ihrer Mandate sinkt von 

341 auf demnächst nur noch 326 (von ins-

gesamt 550). Dies bedeutet, dass die AKP 

eine neue Verfassung nicht mehr im Allein-

gang durchsetzen kann:  Verfassungsände-

rungen können im Parlament entweder mit 

einer Zweidrittelmehrheit (367 Stimmen) 

verabschiedet, oder nach einer Zustimmung 

von mindestens 330 Abgeordneten einer 

Volksabstimmung vorgelegt werden. Dar-

über entscheidet der Staatspräsident. Die 

jetzige Situation bedeutet, dass sich Er-

doğan und seine Partei mit der Opposition 

verständigen müssen. 

Politische Beobachter sind sich einig: Die 

Einführung einer zivilen und demokratischen 

Verfassung gehört zu den wichtigsten Auf-

gaben der neuen Regierung. Noch in der 

Wahlnacht kündigte Erdoğan an, gemein-

sam mit der Opposition und allen gesell-

schaftlichen Gruppen, einschließlich Nicht-

regierungsorganisationen, an einer neuen 

Verfassung arbeiten zu wollen. Allerdings 

gab es ähnliche Ankündigungen bereits vor 

vier Jahren, als die AKP bei vorgezogenen 

Neuwahlen im Juli 2007 einen überragenden 

Sieg errungen hatte. Eine unabhängige Ex-

pertengruppe wurde damals mit der Ausar-

beitung eines Verfassungsentwurfs beauf-

tragt, der dann allerdings schnell in den 

Schubladen der AKP-Gremien verschwand 

und nicht weiter zur Diskussion stand.  

Ein weiteres dringendes Thema, dass auch 

im Rahmen einer neuen Verfassung aufge-

griffen werden muss, ist die Lösung der 

Kurdenfrage. Hier wird sich die AKP auf die 

BDP hinzubewegen müssen, gegen die sie 

einen scharfen, teilweise nationalistisch ge-

färbten Wahlkampf führte. Die dahinter 

vermutete Strategie, wonach national orien-

tierte Wähler der MHP abgeworben werden 

sollten (um diese dann unter die Zehnpro-

zenthürde zu drücken), ging jedoch nicht 

auf. Nun wird die AKP einer Diskussion um 

regionale Autonomie und politische Rechte 

für die Kurden nicht mehr ausweichen kön-

nen. 

Das Thema Europa spielte im Wahlkampf 

praktisch gar keine Rolle. Die Türkei ist 

während der neunjährigen Regierungszeit 

der AKP eine wirtschaftlich erstarkte, poli-

tisch einflussreiche Regionalmacht gewor-

den, die sich außenpolitisch alle Optionen 

offen hält. Zwar hat Premierminister Er-

doğan kurz vor den Wahlen angekündigt, 

sein zukünftiges Kabinett umzubilden und 

unter anderem ein eigenes Ministerium für 

die Angelegenheiten der Europäischen Uni-

on schaffen zu wollen. Ob dies jedoch als 

Signal für eine Wiederbelebung des stagnie-

renden EU-Beitrittsprozesses zu deuten ist, 

bleibt abzuwarten. 

 

 

 


